
 
 
    

  
 Mitteilung für die Presse 

 
 

Berlin, 3. Dezember 2009 

 
Herausgegeben vom Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums der Justiz 

Verantwortlich:Anders Mertzlufft; Redaktion: Dr.Thorsten Bauer, Dr. Katharina Jahntz, Ulrich Staudigl 
Mohrenstr. 37 ·10117 Berlin · Telefon (030) 18 580-9030 · Telefax (030) 18 580-9046 

http://www.bmj.bund.de      e-mail: presse@bmj.bund.de 

 
Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger zur heute ergangenen 
Sorgerechtsentscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte:  
 

Mit der Kindschaftsrechtsreform hat die CDU/CSU/FDP-Koalition 1998 nichtverheirateten 

Eltern erstmals die Möglichkeit gegeben, das Sorgerecht für ihre Kinder gemeinsam auszu-

üben. Diese Weichenstellung war gut und wegweisend. Die Kindschaftsrechtsreform war 

seinerzeit eine von vielen Maßnahmen, um die Situation nichtehelicher Kinder zu verbes-

sern.  

 

Die Zeit ist in den letzten elf Jahren aber nicht stehen geblieben. 1998 ging der Gesetzgeber 

davon aus, dass es dem Kind mehr schadet als nützt, wenn die gemeinsame Sorge gegen 

den Willen der Mutter erzwungen wird. Rollenverteilungen, Familien- und Lebensformen sind 

im Wandel. Eine vom Bundesjustizministerium beauftragte wissenschaftliche Untersuchung, 

ob die damaligen Beweggründe des Gesetzgebers auch heute noch Bestand vor der Wirk-

lichkeit haben, wird leider erst Ende 2010 vorliegen. Die Studie des Deutschen Jugendinsti-

tuts untersucht, wie der Alltag in nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit gemeinsamen 

Kindern aussieht. Entscheidend ist, wie sich nichteheliche Lebensgemeinschaften über län-

gere Zeiträume entwickeln. Und wir wollen wissen, wann und warum es trotz der Möglichkeit 

gemeinsamer Sorge beim alleinigen Sorgerecht der Mutter bleibt, steht im Mittelpunkt der 

Untersuchung.  

 

Der Gerichtshof beurteilt nicht die abstrakte Gesetzeslage, sondern einen Einzelfall. Ange-

sichts der Bandbreite von rechtspolitischen Möglichkeiten wird das Bundesjustizministerium 

die Debatte über gesetzgeberische Änderungen jetzt sorgfältig und mit Hochdruck führen.  

 


